
939 der Beilagen zu den stenographischenProtokollen des Nationalrates X. GP. 

Bericht 
des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über den Antrag. der Abgeordneten Uhlir, I Nach dem Berichterstatter ergriffen die Ab­
Mamunze, Kindl und Genossen, betreffend geordneten Hol 0 u b e kund Alt e n bur ger 
eine .Änderung des Heeresversorgungsgesetzes das Wort. Auf Antrag der Abgeordneten 

(182/ A) Hol 0 u b e k, Mac h u n z e und Kin d I 
hat der Ausschuß eine Änderung des im Antrag 
182/ A enthaltenen Gesetzentwurfes vorge­
nommen, und zwar wurde eine neue Z. 12 ein­
gefügt. Die Handhabung des Heeresversorgungs­
gesetzes hat ergehen, daß in einigen Fällen aus 
den verschiedensten Ursachen kein Versorgungs­
anspruch besteht, obgleich aus sozialpolitischen 
Gründen Versorgungsleistungen gewährt werden 
sollten. Zur Regelung dieser Härtefälle soll eine 
analoge Bestimmung zu § 76 des Kriegsopfer­
versorgungsgesetzes 1957 geschaffen werden. 

Bei der Abstimmung hat der Ausschuß den 
Gesetzentwurf in der dem Bericht beigedruckten 
Fassung einstimmig angenommen. 

Bekanntlich sieht das Pensionsanpassungsgesetz 
(BGBL Nr. 96/1965) eine laufende Anpassung 
der Pensionen und Renten an die Entwicklung 
der Löhne und .Gehälter vor. Da auch die Ent­
schädigung nach dem Heeresversorgungsgesetz 
nach den Grundsätzen der gesetzlichen Unfall­
versicherung erfolgt, wurde bereits durch die 
1. Novelle zum Heeresversorgungsgesetz (BGBL 
Nr. 306/1964) eine Grundlage für die Renten­
dynamik geschaffen. Davon ausgehend soll auch 
in der Heeresversorgung vom 1. Jänner 1966 an 
eine laufende Anpassung der Renten und 
sonstigen Versorgungsleistungen, deren Höhe 
sich nach der Bemessungsgrundlage bestimmt, 
erfolgeil. Dies ist der wesentliche Inhalt des An­
trages 182/ A der Abgeordneten Uhlir, Machunze, Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
Kindl und Genossen, der in der 91. Sitzung des somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
Nationalrates am 10. November 1965 ein- dem angeschlossenen Gesetzent­
gebracht wurde. w u·r f die verfassungsmäßige Zustimmung er-

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat teilen. 
diesen Antrag in seiner Sitzung am 12. Novem­
ber 1965 der Vorberatung unterzogen. 

Libal 
Berichtersta tter 

Wien, am 12. November 1965 

Rosa Weber 
Obmann 

.;. 
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'j. 

Bundesgesetz vom , 
mit dem das Heeresversorgungsgesetz neuer­
lich abgeändert und ergänzt wird (3. Novelle 

zum Heeresversorgungsgesetz ) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/ 
1964, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. 
Nr. 306/1964 und BGBl. Nr. 84/1965, wird 
neuerlich abgeändert und' er.gänzt wie folgt: 

1. § 24 Abs. 9 hat zu lauten: 

,,(9) Die Mindest- und Höchstbe~essungsgrund­
lage bestimmt sich nach den gemäß § 24 b für 
.jedes Kalenderjahr festgesetzten Beträgen. Die 
Bemessungsgrundlage ist auf volle Schillingbe­
träge aufzurunden." 

2. § 24 a hat zu lauten: 

,,§ 24 a. (1) Das Einkommen im Sinne des ,§ 24 
ist bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
mit ,dem nach Abs. 2 festgestellten Faktor auf­
zuwerten, der für den Zeitraum gilt, in dem das 
Einkommen arigefallen ist. Findet die Bestim­
mung des § 24 Abs. 8 Anwendung, so ist jener 
Faktor heranzuziehen, der jeweils für den Zeit­
punkt der Rentenbemessung maßgebend ist. 

(2) Mit Wirksamkeit vom 1. Jänner eines 
jeden Jahres sind Aufwertungsfaktoren in der 
Weise festzuste'Ilen, daß die zuletzt in Geltung 
gestandenen Aufwertungsfaktoren mit der Richt­
zahl (Abs. 3) dieses Jahres vervielfacht und auf 
drei Dezimalstellen gerundet werden; der Reihe 
dieser Aufwertungsfaktoren ist jeweils die Richt­
zahl (Abs. 3) dieses Jahres ,als Aufwertungsfaktor 
für das im drittvorangegangenen Jahr ange­
fallene Einkommen (§ 24) anzufügen. 

(3) Die nach den Vorschriften des Abschnittes 
VI a des Ersten Teiles des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetzes ermittelte und kundge­
machte Richtzahl gilt auch für die Feststellung 
der AufwertungsfaktOren nach diesem Bundes­
gesetz. 

(4) Der erstmaligen Feststellung der Auf­
wertungsfaktoren mit Wirksamkeit vom 
1. Jänner 1966 sind. folgende Aufwertungs­
faktoren zugrunde zu legen: 

Einkommen im Jahre 

1954 
1955 
1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 

Faktor 

1,600 
1,550 
1,480 
1,420 
1,380 
1,350 
1,250 
1,160 
1 ,070." 

3. Nach § 24 a sind folgende Bestimmungen 
einzufügen: 

,,§ 24 b. (1) Die Mindest- und Höchstbe­
messungsgnindlage (§ 24 Abs.9) ist mit Wirk­
samkeit vom 1. Jänner eines jeden Jahres neu 
festzusetzen. Die neue Mindest- und Höchstbe­
messungsgrundlage ergibt sich aus der Verviel­
faebung der zuletzt geltenden Beträge mit der 
Richtzahl (§ 24 a Abs. 3) des Kalenderjahres; für 
das die Mindest- und Höchstbemessungsgrundlage 
neu festzusetzen ist. 

(2) Der erst~1aligen Fe'stsetzung der Mindest­
und Höchstbemessungsgrundlage mit Wirksam­
keit vom 1. Jänner 1966 sind die Beträge 1300 S 
und 5400 S zugrunde zu legen. 

§ 24 c. Durch Verordnung sind für jedes 
Kalenderjahr festzustellen: 

a) die Aufwertungsfaktoren nach § 24 a; 
b) die Mindest- und Höchstbemessungsgrund­

lage naclI § 24 b." 

4. Im § 33 Abs. 1 sind die Klammerausdrücke 
,,(§ 40 Abs. 1 und 2)" und ,,(§ 40 Abs. 3)" durch 
die Klammerausdrücke ,,(§ 40 Abs. 1)" und ,,(§ 40 
Abs. 2)" zu ersetzen. 

5. Im § 33 Abs. 2 hat der letzte Satz zu lauten: 
"Witwen, die das 45. Lebensjahr noch nicht voll­
endet haben, erwerbsfähig sind und für keine 
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waisenversorgungsberechtigten Kinder zu sorgen 
haben, gebührt keine Zusatzrente, es sei denn, 
daß die Waisenrente wegen Vollendung des 
18. Lebensjahres (§ 38), wegen Erlangung der 
Selbstel'haltungsfähigkeit (§ 40 Abs. 1) oder 
wegen Yerehelichung der Waise (§ 40 Abs. 2) 
oder wegen Ablebens der Waise weggefallen ist 
ode~ wegfällt." 

6. Im § 35 Abs. 1 hat der letzte Satz zu lauten: 

"Witwen, die das 45. Lebensjahr noch nicht voll­
endet haben, erwerbsfähig sind und für keine 
waisenversorgungsberechtigten Kinder zu sorgen 
haben, gebührt keine Witwenbeihilfe, es sei denn, 
daß die Waisenbeihilfe(rente) wegen Vollendung 
des 18. Lebensjahres (§ 38), wegen Erlangung der 
Selbsterhaltungsfähigkeit (§ 40 Abs. 1) oder 
wegen Verehelichung der Waise (§ '40 Abs. 2) 
oder wegen Ablebens der Waise weggefallen ist 
oder wegfällt." 

7. Im § 35 Abs. 3 sind die Zahlen 1191' 50, 
1223'50 und 1255'50 durch die Zahlen 1266'50, 
1298'50 und 1330'50 zu ersetzen. 

8. Im § 42 Abs. 2 hat der zweite Satz zu 
lauten: 

"Sie ist nur insoweit zu zahlen, .als das Ein­
kommen der Waise oder die für den Unterhalt 
der Waise bestimmten, aus anderen Quellen 
fließenden Geldmittel abzüglich eines Freil{etrages 
von 200 S den Betrag von 520 S oder, falls dies 
für die Waise günstiger ist, die Höhe der Doppel­
waisenrente (§ 41 Abs. 1) nicht erreichen." 

9. Im § 44 Abs. 1 ist nach dem zweiten Satz 
folgender Satz einzufügen: 

"Die Elternrente beträgt jedoch für jeden Eltern­
teil mindestens 185 S." 

11. Im § 56 Abs. 3 hat· die Einleitung des 
zweiten Satzes zu lauten: 

"Von diesem Grundsatz gelten, abgesehen von 
den Bestimmungen des § 12 Abs. 3, des § 24 
Abs. 8, des § 24 a Abs. 2 und des § 24 b, folgende 
Ausnahmtm :" 

12. Nach § 73 ist einzufügen: 

"Abschnitt XIX. 

H ä r te aus gl eie h. 

§ 73 a. Sofern sich aus den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes besondere Härten ergeben, kann 
das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Finanzen einen Ausgleich gewähren." 

13. Dem Art. 11 Abs. 3 des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. 306/1964 ist anzufügen: 
"Er ist jeweils in dem Ausmaß zu mindern, in 
dem die R.ente durch die Aufwertung nach § 24 a 
oder § 24 b erhöht wird. Erreicht die Erhöhung 
durch die Aufwertung die Höhe des Ergänzungs~ 
betrages, so ist dieser einzustellen. Die Minderung 
o~er Einstellung des Ergänzungsbcjtrages wird 
mit Ablauf des der Erhöhung vorangehenden 
Monates wirksam." 

Artikel 11 

(1) Für die Zeit vom 1. Juni bis 31. Dezember 
1965 beträgt die Mindestbemessungsgrundlage 
1300 Sund' die Höchstbemessungsgrundlage 
5400 S. 

(2) Für das Jahr 1966 gilt als Richtzahl 1,070. 

Artikel III 

Art. I. Z. 4, 5, 6, 8 und 9 und Art. II Abs. 
treten am 1. Juni 1965, alle übrigen Bestilp­
mungen dieses Bundesgesetzes am 1. Jänner 1966 
in Kraft. 

10. Im § 44 Abs. 2 sind die Zahlen 1272'50, Artikel IV 
1309'50, 1541'50 und 1615'50 durch die Zahlen Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
1347'50, 1384'50, 1616'50 und 1690'50 zu er- das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
setzen. betraut. 
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